
ÄBWÄSSERREGLEMENT

Die

Einwohnergemeinde Röthenbach im Emmental

er1sst, gestUtzt auf

— irt. 119 und 125 des Gesetzes fiber die Nutzung des Wassers
van 3.12.1950/6.12.1964 (W3),

— die Kantonale Gewässerschutzverordnung vom 12, Januar 19R3
1) (KGV),

— das Bundesgesetz über den Schutz der Gewässer gegen Verun
reinigung van 8. Oktober 1971 (GSchG) und die zugehörigen
Äusffih±ungsvorschriften einschliesslich der anerkannten
Richtlinien (z .B. des Verbandes Schweizerischer ?Jy..asser
fachleute, Nornn SIA), sowie

- die kantonale Baugesetzgeb..ing (3auG van 7.6.1970; BauV
van 26.11.1970, BaubewilligungsD van 10.2.1970)

unter Vorbehalt der Genel-irnigung durch de Direktion für Ver
kehr, Energie- und Wasserwirtschaft fVEJ) folgendes

REGLEMENT:

1. Ällgines

Art.l

Genindeau- 1DLe Ginde organisiert und überwacht auf d gesamten
gabe Gt2indegebiet die ?\bleitung und Reinigung der ?isser.

‘Sie erstellt und unterh1t das öffentliche Kanalisations—
netz und die zentralen A1y.,asserreinigungsanlagen (ÄRA) bzw.
den Anschluss der Ab.sser an die regionale ÄRA.
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/ Art. 2

Einteilung Gemäss den Artikeln 20 ff. der Kantonalen Gewässerschutzver
des Gebietes ordnung (KGV) werden aufgrund des kamnalen Sanierungspla

nes ausgeschieden:

a) das im generellen Kanalisationsprojekt abgegrenzte Gebiet
fGKP-Peririter), welches den Bau- und Ferienhauszonen
bzw. den provisorischen Baugebieten entspricht

5) das im Kanalisationsrichtplan abgegrenzte Bauentwicklungs
gebiet (JcRP—Perinter);welches den für eine erwartete
Bauentwi cklung reservierten Flächen entspri cht 0

• c) die von der Ginde durch eine eigene Kläranlage eder
durch Anschluss an eine zentrale AIÄ zu saniereixien Orts-
teile, Weiler u. dgl. (öffentliches Sanierungsgebiet);

d) das von den Gndeigehtünrn auf eigene Kosten zu sanie
rende Gebiet (privates Sanierungsgebiet).

Art. 3

Erschliessung ‘Innerhalb des gemäss der Kantonalen Gewässerschutzverord
nung rechtsgültig ausgeschiedenen QT-PerSieters richtet
sich die Erschliessung nach den Vorschriften der kantonalen
Baugesetzgeb.mg (Art. 71 ff. BauG; Art. 136 ff. BauV) urxi
nach dn Erschliessungs-Etappenplan.

2Äusserhalb des QCP-Perlneters erfolgt eine Erschliessung
nur gegenüber öffentlichen Sanierungsgebieten (Art. 23 KGV)
nach Massgabe des kaitrunalen Sanierungsplanes.

3Die Abwasserbeseitigung in Ferienhauszonen und privaten Sa
nierungsgebieten ist Sache der Grundeigentürrer; es steht je-

• doch der Giix1e frei, in Hrtefä11en angssene Einzel
Eeiträge zu leisten.

Art.4

leitungs- k3eber die gesamten A1asseranlagen wird von der Gteirxe
kataster ein Uebersichtsplan erstellt und ständig nachgeführt.

I.



2Ferner bewahrt die Ginde die Ausführungspläne mit Detail
angaben auf fLeitungskataster).

Ärt.5

Oeffentliche ‘Die Durchleitungsrechte für öffentliche Leitungen sowie
Leitungen private Leitungen, welche der Erfüllung öffentlicher Auf
a) Durchleitungs- gaben dienen, werden Im Verfahren nach Artikel 130 a ?3

rechte oder durch Dienstbarkeitsverträge erorben.

2Die Auflage der Leitungspläne wird spätestens im Zeitp.inkt
der öffentlichen Bekanntmachung den betroffenen Grurxieigen—
tUrrrn schriftlich eröffnet.

die Durchleitungsrechte werden keine Entschädigungen
geleistet. Vorbehalten bleibt der Schadenersatz wegen ent
eignungsähnlichen Eingriffen.

Art.6

5) Schutz öffent— ffent1iche Leitungen sind, soit keine anderslautenden
licher Lei- vertraglichen Vereinbarungen vorliegen, in Pahrn ‘ion Art.
tungen 130 a Abs. 3 G in ihr Bestand geschützt.

2
der Pegel ist bei Bauten ein Abstand von 4 Metern ge

genüber den Leitungen einzuhalten. Die Grinde kann jedoch
in Einzelfall einen grösseren Abstand vorschreiben, sofern
die Sicherheit der Leitung dies erfordert.

3Die Unterschreitung des reglntarisch oder im Einzelfall
vorgeschriebenen Bauabstandes sowie die Ueberbauung von
öffentlichen Leitungen bedarf der Bewilligung der Greinde.

Art. 7

c) Leitungen im ‚Die Geirie ist berechtigt, schon vor dn Erwerb des für
Strassenge— den Bau von Strassen ausgeschiedenen Landes in die zukünf—
biet Uge Strassenfläche Kanäle und Leitungen einzulegen. Die

Ausrichtung von Entschädigungen richtet sich nach Art. 105
Abs. 2 Baugesetz.

—— -— _q.•. d. w.fl.v—r. -. ‚—..••—..-



6

2Die Leitungen sind, sofern es die Verhältnisse zulassen, in
ein öffentliches Weggrundstübk zu verlegen, jedoch
müylichst nicht unter die Fahrbahn von Strassen, Auf
vorhandene oder definitiv festgelegte Leitungen ist
Rücksicht zu nehmen.

die Benützung öffentlicher Strassen ist die Bewilligung
der Strassenaufsichtsbehörden, insbesondere für die Be
nützung von Staatsstrassen die Bewilligung der kantonalen
Baudirektion einzuholen.

?rt.8

1 Die Durchfillirung und Ueberwachung der Cewä5ser—
Zustäixliges schutzmassnahmen obliegt dem Gemeinderat oder
O2fl der von ihmbez.Stelle. €

.3.e besorgt insbesondere

a) die Baukontrolle;
5) die Kontrolle des ordnungsganssen Unterhalts und Betriebs

der Anlagen;
c) den Erlass von Verfügungen auf Beseitigung vorschrifts

widriger Anlagen beziehungsweise auf Wiederherstellung
• des rechtnssigen Zustandes, sowie

d) die übrigen gesetzlichen Aufgaben (insbesondere Art. 10
und 16 Abs. 3 KGV), soweit nicht ein anderes Organ für
zuständig erklärt wird.

Art. 9

Durchsetzung ‘Für die Durchsetzung der Verfügungen finden insbesondere 4)
die Vorschriften über die Ersatzvornahrr (Art. 11 KGV) und
den urmitte1baren Zwang (Art. 12 KGV) Anwendung.

2Die VerfUgungen richten sich in erster Linie gegen den Eigen
ttiirer oder gegen den nutzungsberechtigten Inhaber von Anlagen
und Einrichtungen; irehrere Eigenttr oder Inhaber haften



solidarisch fUr die Kosten, unter Vorbehalt des gegensei
tigen Ruckgriffs nach Massgabe des Zivilrechts.

3Rechtskrftige Kostenverfügungen der Gemeinde sind voll
streckbaren gerichtlichen Urteilen im Sinne von Art. 80 des
Bundesgesetzesüber Schuldbetreibung und Konkurs vom 11, April
1889 gleichgestellt.

Ärt.lO

Privatrechtliche ‘Die Grirxe überwacht und unterstützt die TUgkeit der

Organisationen privatrechtlichen Organisationen, die öffentliche Aufgaben

auf dn Gebiete des Gewsserschutzes versehen;

die privatrechtlichen Organisationen ihre Aufga

ben nicht oder mangelhaft, so kann die Geeinde nach vor—

lieriger Androhung die erforderlichen Massnahten auf deren

Kosten treffen.

II. Gewässerschutzbewilligungen

Ärt.ll

Bewilligungs- er Bauten oder 1‘n1agen erstellen oder andere Vorkehren

erfordernis treffen will, die dn Gewässerschutz dienen oder die zu

einer Gewässerschädigung führen können, hat vorgängig tzn

eine Bewilligung nachzusuchen.

2Einer Gewässerschutzbewilligung bodürfen insbesondere die
Erstellung und Eriterung von:

a) Gebänden und Gebändeteilen mit Abwasseranfall;

b) anderen baulichen Aulagen wie
- Aulagen und Einrichtungen für das Lagern, den Un

schlag, das Befördern sowie für das Herstellen, das

Aufbereiten, den Gebrauch, das Verwerten und die RLlck

standbeselUgung von wassergefälirderKlen Flüssigkeiten;
- Aulagen zur Reinigung, Sarrmlung oder Ableitung von Ab

wässern;
— .Dtiiger— und Kehrichtgruben;
— Parkplätze mit Waschgelegenheib für MDtorfahrzeuge;

c) Materialentnahmastellen (Steinbrüche, Kies- und LeIrn

grubenu.dgl.);
d) Lagerplätzen für gewerbliche und industrielle Erzeugnisse,

Bau- und, andere Materialien;
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e) ?blagerungsplätzen für häuslichen Kehricht, landwirt
schaftliche, industrielle und gewerbliche Abfi11e, Bau—
schutt scmie für ausgediente Fahrzeuge, Maschinen und
Geräte jeder Art

f) Campingplätze;
g) Friedhofanlagen.
h) nicht konzessionspf]ichtige Anlagen zur Gewinnung von Wärme

3Ei ferner:

a) Urauten, d h. gewässerschutztechnisch wesentliche Ver
änderungen an Bauten und Anlagen, nartentlich solche, die
eine Vergrösserung des Nutzrares, eine Erhöhung der An
zahl WDhnungen oder eine andere Art des Gebrauchs oder
der Nutzung bezwecken;

5) das Aufstellen von riobulen WDhnheiiten, WDhnwagen, Zelten
und dergleichen ausserhalb eines bewilligten Canpingplatzes
für die Dauer von nehr als drei !naten Im Kalenderjahr am
gleichen Ort;

c) jede Ablagerung von festen Stoffen in Gewässern;
d) jede Art der Versickerung von Alcmässern;
e) jede Art der Einleitung von Ab.iässern in ein Gewässer.

4Einer Gewässerschutzbewilligung bedürfen, schliesslich, o
fern in . Grundwassergebieten (Gewässerschutzbereich Ä, Grund
wasserschutzzonen und -areale, Einzugsgebiete von Quellen)
geplant:

a) Terralnveränderungen in Zone S (Auffüllungen und Abgra
bmgen) von nEhr als 1,20 m Höhe;

5) Bauten und Graixingen jeder Art, soseit sie nehr als zwei
Zvter unter den höchsten Grundwasserspiegel reichen;

c) die vorübergehende lagerung von wassergefährdenden Flüs
sigkeiten und wasserlöslichen Feststoffen;

d) Arbeiten mit wassergefährdenden Stoffen und Flüssigkeiten
im Boden f z . B. Irrprägnieren von Gebäudefuixianenten und
dergleichen);.

e) Der Bau und die wesentliche Aenderung von gindeeigenen
und privaten Strassen;

f) Bach- und Flussverbauungen, welche auf den Wasserhaus
halt der Unebeng Einfluss haben können (z.B. Infiltra—
Uon).

Art. 12

Verfahren, Ftir das,. Gewässerschutzbewilhigungsverfahren gelten sinnge
Pflichten der mäss die Bestirmiungen über das Baubewilligungsverfahren, so—
Baubewilli- weit sich nicht aus der Natur der Sache oder nach der Kanto—
gungsbehörden nalen Gewässerschutzverordnung Aiichungen ergeben.
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Baubewilligungsbehörden prüfen vor der Erteilung der
Baubewilligung, ob die erforderlichen Gewässerschutzbewil
ligungen vorliegen, fehlen sie, so darf die Baubewilligung
grundsätzlich nicht erteilt rden.

Art..13

Gesuch. ‘Die Gewässerschutzgesuche sind bei der Bauverwaltzmg auf
dn amtlichen Foritular einzureichen; es ist vollstäxx3.ig aus
zufUllen.

2D&n Gesuch sind alle fUr die Beurteilung erforderlichen Pläne,
Beschriebe u dgl. beizulegen, insbesondere aber in .3... facher,
van Gesuchsteller uii Projektverfasser unterzeichneter ?wsfer—
Ugung:

a) Situatlonspian im Massstab des Grundbuchplanes mit einge—
zeichneti Projekt und bereits bestehenden Werk- urx Kana
lisationsleitungen;

b) Ausschnitt aus der Landeskarte 1 : 25 ‘ODO oder 1 : 50‘ CXX)
mit eingezeichnetett Standort oder genaue Koordinaten;

c) Längenprofll der 2\nschlussleitung, Längen im Massstab des
Grundbuchplanes, Höhen 1 : 103, evtl. 1 : 50;

d) Eventuelle Details von Schächten, Kläranlagen und besonde
ren nlagen (z.B. Oel-, Fett-, Benzinabscheider) oder an
deren Reinigungsaniagen;

e) Soweit erforderlich: Der Ausweis Uber erozbene f- und
Einleitungsrechte.

Art.l4

Generelles Ge— ‘FUr grössere Ueberbauungen, bei unklarer Rechtslage sowie
wässerschutzge- V insbesondere fUr katplizierte nlagen und Vorkehren in und
such und Voran- am Rande von Grundwassergebieten kann vor dn eigentlichen
fragen Gewässerschi.tzgesuch ein generelles Gewässerschutzgesuch ein

gereicht werden, bei sinngenäss die Bestintrungen des Bau
bewilligungsdekretes über das generelle Baugesuch nwendi.mg
finden.

9



2Vorbescheide und generelle Gewsserschutzbewi1ligungen der
zust&xligen Behörde binden diese auf höchstens sechs Zbnate
und auch nur insait, als der Vorbescheid und die generelle
Gewässerschutzbewilligung auf den mit der Voranfrage bekannt-
gegebenen Tatsachen beruhten.

?rt.l5

Publikation 1Gewässerschutzgesuche für Vorhaben, die gnäss dan kanto
nalen Baubewilligungsdekret öffentlich bekanntzutiachen sind,
sirxl in Pa1n der Baup.±liication unter ?ngabe der vorgesehe
nen Gewässerschutnassna1n zu veröffentlichen.

2Ferner sixcj zweJnal, unter 2ngabe der vorgesehenen Gewässer
schutzrnassnaftren, in ortsüblicher Weise die nachstehend aufge
führten Vorhaben zu veröffentlichen:

a) - erdverlegte Tanks;
— Zapfsäulen für flüssige 1reibstoffe;

b) Sofern sie in Grundwasserschutzgebiete fGewässerschutzbe
reich Ä, Grundwasserscliutzzonen und —areale, Einzugsge
biete von Quellen) fallen:

- jede rt von Unschlagplätzen für wassergefährdende Flüs
sigkeiten, mit Äusnahrt derjenigen für Hausbrandanlagen

• unter 5O‘CCO Litern;

- l1asser-Einze)xeinigungsanlagen aller 1rt;

— Schrrutzwasser—Kanalisationen, sofern sie Grundwasserschutz—
zonen und -areale berühren, sowie Einzugsgebiete von Quellen;

— die Errichtung und Eriterung von Canpingplätzen;

- Bauten und Gra1mgen, die zwei Meter unter den höchsten
Grundwasserspiegel reichen;

- erdverlegte Leitungen für wassergefhrdende Flüssigkei
ten;

- Strassenbauten der Greinden und Privater.

Besondere Be- Sind für die Behandlung eines Gewässerschutzgesuches vor—
willigungen gängig besondere Bewilligungen (z.B. Kanalisationsanschluss)
der Gtinde oder Beschlüsse fxreditbeschluss‘ bei Bauten ohne Kanaflsa

tionsanschluss, Art. 81 KGV) der Greinde erforderlich, so
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wird so früh als ng1fch über diesen Punkt unter Hinweis auf
alifällige Rekur5glichkeiten entschieden.

?rt. 17

Vorbereitung DL 6i ndrt2% prüft di Vollstäratgkei der Gesuchsandes Gewässer- gaben und -unterlagen sowie die Einhaltung der Verfahrensschutzentschei- und übrigen öffentlich-rechtlichen Vorschriften.des
2

Er führt die Einigungsverhandlungen durch und lädt hiefür,
sofern die Schwierigkeit des Falles dies rechtfertigt, einen
Vertreter der Bewilligungsbehörde zur Teilnahn ein.

3nschliessend leitet er ‚ falls die Grinde nicht selber
für die Bewilligung des Gesuches zuständig ist, die Gesuchsakten samt dt Protokoll der Eirspracheverhandlung und ihren
Mitbericht an die Bewilligungsbehörde weiter.

?rt.l8

Bewilligung, TDie Gewässerschutzbewilligung wird in der Igel zusaniren mitVerfall der Baubewifligung er3ffnet,

2Sie erlischt, sofern nicht innerhalb eines Jahres mit der?usfUhrung des Vorhabens begonnen wird; rde sie im Zusamtrenhang mit einen Baubewilligungsverfahren erteilt, so teiltsie das Schicksal der Baubewilligung für den gleichen Gegenstand.
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den Widerruf einer Gewässerschutzbewilligung gelten
sinng€näss die BestiTmungen der Baugesetzgelxing; eine Ge—

• wässerschutzbewilligung kann ausserx3n vor Beginn der Aus-
• führung des Vorhabens abgeändert werden, wenn sich nachträg

lich die M5glichkeit für ginsarre Massna1n gtiäss den
Bestimrningen des WNG und der KGV eingestellt hat.

III. Mschlusspflicht und technische Vorschriften

Art.19

Anschlusspflicht 1fl Bereiche der öffentlichen und der öffentlichen Zwecken
dienenden privaten Kanalisationen sind alle PJsser an diese
anzuschliessen (Art. 18 GSchG).

2
diesen Bereich fallen alle Bauten und Anlagen innerhalb

des GKP—Periiters sowie diejenigen ausserhalb desselben, so—
it deren Anschluss an das Kanalisaticnsnetz zc1anässig und

• zi.miutbar ist (Art. 18 eidg. Gewässerschutzverordnung).

3Fel-ilt das Gefälle, so muss das Abwasser gexpt werden.

4Landwirtschaftsbetriebe haben in der Iegel ihr häusliches
• Abwasser im Rahnn von Absatz 2 an die öffentliche Kanalisa—

• Uon anzuschliessen.

Art.20

Vorbehandlung Abginge, welche zur Einleitung in die Kanalisation ungeeig
schädlicher net sirxl oder in einer zentralen Abwasseranlage den Reini
ASsser gungsprozess ungtinstig beeinflussen, si!x1 auf Kosten des

Veranbrtlichen vor Einleitung in die Kanalisatlon durch
• besondere Verfahren unschädlich zu nchen.

• Art.21

Provisorische Bei Neu- und Ubauten, für welche keine Anschlusq1ich-
Bewilligung keit an eine zentrale Abwasserreinigungsanlage besteht, im
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ur Verzicht übrigen aber die Voraussetzungen für die Erteilung einer Ge
bei ?iiasser— wässerschutzbewilligung erfüllt sind, ist in der Regel eine
anlagen provisorische Gewässerschutzbewiiliqunq zu erteilen, welche

qeeicniete Ersatzmassnahrcn bis zn Eintritt der Anschluss

n5q1ichkeit vorsieht.

ist als Ersatiiassnahrr eine nchanisch—bio—
lcxTische Kliranlaqe oder eine dreikairmriqer Abqasserfaulra
zu erstellen.

3Die VEW) kann joch, wenn es die besozxeren Unstände recht
fertigen, die Anforderungen herabsetzen; sie unschreibt die

näheren Voraussetzungen für einen solchen Verzicht. Vorbehal
ten bleiben Artikel 21 und 26 der eidgenössischen Ä1lginen
Gewässerschutzverordnung.

Art.22

i G nrlassnahren 3Die Grurxieigentthir haben ginsan ‘Aiasserafl1agen zu er—

L a) Grundsatz stellen, sc»it nicht unverMltnissige hrkosten entst

o
2Die Aässer aus Industrie- und Gewerbebetriebefl und. aus

• nicht stn3ig beohnten Geb&iden wie Ferienhäusern sind mit

regebssig anfallenden häuslichen Assern zu mischen.

3Die Inhaber bestehender privater A)asseranlagen haben die

AYsser aus weitern Alt- und Neubauten im Bairen der Kapazi

tät ihrer Anlagen aufzuneIntn; gegebenenfalls sind diese zu

erweitern.
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4Die Ersteller neuer privater 2iasseranlagen können nach
den Grundsätzen von Pbsatz 1 und 2 verpflichtet werden, die
Pn1agen im Hinblick auf eine Sanierung oder bevorstehende
Ueberbauung auf die zu eiwartenden assentengen aus dn
Einzugsgebiet auszurichten (Kapazitätsreserve, oder Aus—
spaxurigen für Erweiterungen).

5Die Kosten für Gnippenanlagen sind auf die Grundeigentüter
entsprechend ihren Interesse zu verteilen; bei nachträgli
chen PnschlUssen erfolgt eine Neuverteilung; für Kapazitäts
reserven (?bs. 4) kann eine angtessene Verzinsung in Rech
nung gestellt werden.

Ärt.23

5) rxrdnung ‘Die Greinde sorgt für die rechtzeitige Planung greinsarrer
privater PnlagEn.

2Sie erlässt nötigenfalls die erforderlichen Veffügtmgen ein
schliesslich der ICostenverteilung, der Bestiirmung der für die
nlagen veranti«,rUichen Personen und einer Regelung der tech
nischen, administrativen und finanziellen Belange.

‘Ur das Verfahren finden die Bestlmri.ingen der Baugesetzge
beng über die Detailerschliessung sinngäss 7nwendung. Der
Plan und die zugehörigen Vorschriften slxxi von der VE?D zu
genehmigen.

lrt.24

Versickerungen 1Sickergruben für gereinigte oder ungereinigte Jisser sind
grundsätzlich nicht gestattet.

2Der Gesuchstel]er, der eine Ätisnahme van Versickerungsverbot
wünscht,.. hat die hydrogeologischen und die weiteren gegebenen
falls erforderlichen Beweise der Unschädlichkeit zu erbringen.

3Das WE7 fWasscr- und Energiewirtschaftsamt) kann zusätzliche
Untersud ningen, nanentlich Markierversuche samt d nengerrnäs—
sigen Nachwei n des Verbleibens des Markierstoffes, verlangen.

lt.



Art. 25 t

Al1gTeine Gruxl- ‘Die Hausanschlüsse, Kanalisationen und Nebenanlagen dürfen
sätze, Trenn- nur durch dafür qualifizierte Fachleute erstellt ‘werden;
systen, Schwirrm- kann sich der Ersteller nicht über die notwendigen Fach—
bäder kenntnisse und die Berufserfahrung ausisen, so hat die

Gneinde auf Kosten des Grundeigentners nebst der üblichen
Kontrolle alle iteren Prüfungnassnahrren wie vollständiges
?lx!ecken, DichägkeitsprUfung‘ und dergleichen vorzunehren,
die rxtwendig sind, itn lückenlos die Einhaltung der rnassgeb
lichen Vorschriften und Richtlinien Uberprtlfen zu könneh.

Sauberwasser (Dach-, Brunnen-, Gebändesicketwasser, Vor
platzwasser,

dauernde Gnindwasserabsenkungen und dergleichen) ist
van Schnutzwasser vollständig zu trennen und versidcern zu
lassen; ist dies technisch nicht n5glicli, so ist es getrennt
abzuleiten, sofern dabei nicht unverhältnisnässige Kosten
entstehen.

3Die Piiässer von Autowaschp1tzen Sind in
der Regel in die Schnutzwasserkanalisation abzuleiten.

4Bei Schwintibädern ist das Filterspül- und Bassinreinigungs—
• wasser in die Schrtutzwasserkanalisation, der übrige Bassin—

• inhalt dagegen, soweit nicht unverhältniässige Kosten ent
stehen, in den Vorfluter abzuleiten.

Art.26

Vorfluter für Das WET. bestinrnt, nn Gründe der Gewässerhygiene es erfor
gereinigte dem, den Vorfluter für gereinigte AJässer;
Äässer

Art.27

LeitungsfUhrung ‚Das Leitungsnetz ist so zu projektieren, ‘dass die Abwässer,
unter Vorbehalt von Abs. 2, auf kürzesten Wege und in kür
zester Zeit ohne Zwischenaufenthalte und Ablagerungsstellen
noch frisch zur Reinigungsanlage gelangen.



2Bei Neubauten dürfen keine Abwasserleitungen durch den engerer
Bereich (Fassungsbereich und engere Schutzzone) von Grund
wasserfassungen geführt werden bei Anschlüssen von Altbauten
ist der engere Bereich soweit als möglich zu umgehen.

rt28

Basis- ei der steliung v. privaten Leitungen ‘ist auf die be
Detailer- stehenden generellen Kanalisationsprojekte der GaTeirz3e in
schliessung Bezug auf Kaliber, Tiefenlage und Gefalle Rücicsicht zu neh—

nen.

eine Basiserschliessung durch Private erfolgen, so
rden letzteren die Kosten nach Massgabe der Baugesetzge
1ing (Art. 72 BauG) zurückerstattet.

FUr Detailerschliessungen gelten gleichfalls die Bestim
mungen der Baugesetzgebeng (Art. 73 ff. BauG).

Art. 29,

usfUhning 1Smtliche Kanalisationsleitungen sind n5glichst geradlinig
der Leitungen und dicht zu verlegen. *

Richtungsnderungen und Gefllsbrüchen sind Schächte
zu erstellen.

3Nel,enkanäle und Hausanschlüsse sind in einen spitzen Winkel
von höchstens 60 zur Fliessrichbmg des Wassers mit der
Sohle auf halber Höhe in die Hauptieitung einzuführen. Die
AnschlU.se sollen n5glichst rückstaufrei sein. Es sind be
sondere Anschlussstücke zu verwenden.

4Die nschiussleitungen sin1 in der Pegel an Schächte an
zuschliessen.

5
Zur Verhfrerung des Eindringens von Kanalgasen in die Ge

bände sind Wasserabschlüsse einzubauen und Entlüftungsein—
richtungen zu erstellen. Die AI,ässer eines Gebäudes sind
vor deren Einleitung in die Greindekanalisation durch einen
Kontrolischacht zu leiten.



Art. 30

Verlegen 1 .

der Die Lei tungen sind nach den. Regeln der Baukunde und gemass
SIA Norm 190 zu verlegen,

. 2Die Bettung und die Umhüllung der Rohre ist entspre
chend dem gewählten Rohrmaterial, dem Baugrund, der Bau-
tiefe und der Belastung der Leitung zu wählen,

.er Graben ist mit geeigneten Material schichtweise sorg
• fälUg aufzufüllen.

Art.31

Tiefliegerxe ei Kellerabläufen wxl beim Anschluss von R&mn, deren
Rtune Boden unter Rückstauhöhe des Kanalnetzes liegt, ist in der

Anschlussleitung ein sicher wirkerer RUckstauverschluss
- einzubauen.

2j künstlicher Heing der Abwsser muss der höchste Punkt
der Druckleitung über dn Niveau des Rtlckstaues der Kanali
sation liegen.

Art.32

Itsser und 1Die lichte Weite der Hausanschlussleitungen soll in der
Gefä 11 e Regel nicht niger als 15 an betragen.

2
Gefalle ist so zu wh1en, dass sämtliche Sc1-utu.itzstoffe

abgeschimt rden; es ist nig1ichst gleicItnssig zu ver
teilen

32Us Miriestgeflle gelten in der Regel:

- .für Rohre von 15 an 1)irchrtsser 3 %
- für Rohre von 20 an Durchnsser 2 %
- für Rohre von 30 an Durd-iirsser 1 %
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Trt. 33

Leitungs—
material

TUr Kanalisationsleitungen sind Rohre guter Qu1itt zu ver—
wenden. Einzelne Znentrohre haben eine Mizx!estlänge von 2
tern aufzuweisezi. Es sind Rohre mit dichten und. elastischen
Verbindungen zu verwenden.

2Bei zentgefhrlich lbwasser oder bei Leitungen, welche
in aggressives Grundwasser oder in aggressive BcMen zu liegen
kamen, sind Rohre aus säurebeständigan Material zu verwenden.

Dnicicleitungen karrnen nur Speziaixohre in Betracht.

Ärt.34

Einzelklär—
anlagen und
Jauchegruben

18

1EinzeDcläxanlagen und Jauchegruben müssen ausserhalb der Ge
bäude liegen und eigene, von den Gebäudefundannten vollstän
dig getrennte Umfassungiauern haben. Liegen sie nahe an den
Gebäuc‘fundairnten, so sind sie gegenüber diesen durch geeig
netes Material zu isolieren. Für Jauchegruben bei Stal].neubau
ten können ?‘usnai-rn bewilligt werden, sofern die statischen
Verhältnisse es zulassen. Dieser Nachweis ist van Gesuchstel
1er zu erbringen.

2Sie sind so anzulegen, dss eine Kontrolle und Entleerung
ohne weiteres müglich ist.

3Jauchegruben und Futtersilos müssen dich sein und dürfen
keine Ueberläufe oder ?bläufe in das umliegende Erdreich, in
die Kanalisaäon oder in ein Gewässer aufweisen. De.i- ie1e-
rcf kann bei begrUndetn Verdacht auf Undichtigkeit jeder
zeit eine Kontrolle anordnen.

4StaU.rnist ist auf einer wasserdichten, betonierten Platte
mit Uberhöht Rand zu lagern; die A1sser sind an die au
chegnibe anzuschliessen.

5Besteht die Anschlusnöglichkeit an eine zentrale Kläranlaqe.
so sind die Einzeiicläranlagen innert einer vorn
rct in Einvernehaen mit d kantonalen Wasser— und Energie—
wirtschaftsamt festzusetzenden Frist auszuschalten.



Art.35
1ßestehen Gewässerschutzzonen oder -areale, so sind die im zu
gehörigen Schutzzonenreglement bzw, in der GewässerschutzSchutzzone bewilligung enthaltenen besonderen Weisungen oder Bauverbotetn —areale zu beachten.

2Gefährde ein Vorhaben eine Grundwasserfassung oder Quelle,fUr welche noch keine Schutzzone besteht, -so kann deren-Ei
gentümer oder Nutzungsberechtigter Einsprache erheben und
innerhalb von drei Monaten seit Ablauf der Einsprachefrist eineSchutzzone öffentlich auflegen, Wenn Umfang und Bedeutung derSchutzzonenuntersuchungen es erfordern, kann das WEA die Fristum höchstens drei Monate verlängern,

r 0 3Nach der öffentlichen Auflage eines Schutzzonengesuches
dürfen Im vorgesehenen Bereiche bis zitn abschliesseren t
scheid keine Vorkehren getroffen werden, welche die Verwirklichung

der Schutzzone ganz oder teilweise vezeiteln könnten.

4leder in seinen Interessen Betroffene kann Beschwerde wegen
Verzögerung eines eingeleiteten Schutzzonenverfalirens bei der
yEN) erheben, welche die erforderlichen Verfügungen erlässt.

1rt.36

Waschen von ?4- Das Waschen von Z‘btorfahrzeugen aller 2rt mit Wasch-, Sp(il
ftrfahrzeugen oder ReinIgungnittehi an Orten, die über keine Almasserab

leitung in asserreinigungsan1agen verfügen, ist verboten.

0•
Dl. Baukontrolle

Ä
Baukontrolle DQr kontrolliert w4hrend uixl nach der Durch

führung bewilligter Vorhaben die Einhaltung der gesetzlichen
Vorschriften sa,qie der Bestlmnungen der Gewässerschutzbewil—
ligung.

2
Er kann hierzu in schwierigen Fällen die Fachleute des WEA

oder, wenn es die besorxieren Unstände rechtfertigen, private
Ecperten beiziehen.
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3Mit der Kontrolle urxl bnahrie von Jnlagen, Einrichtungen oder.
Vorkehren WDexniitrnt die Gir-xe keine Haftung fUr deren Taug
lichkeit urxl Uebereinstimaing mit den gesetzlichen Vorschrif
ten; insbesorxlere wird der Eigent(her oder Inhaber nicht be
freit von der Pflicht, bei ungenUgerxer Reinigungsleistung oder
aerer Gefährdung der Gewtsser, itere Schutz ssnahren zu er—
greifen.

?rt.38

Pflichten des 1Der Bewilligungsnehner hat der.i Ge.iienaet-cIr den Beginn der
Bewilligungs- Bau- uixl arx3eren ?rbeiten so rechtzeitig zu neiden, dass diese

die Kontrollen wirksam ausüben kann.

2Er hat die Nilagen wxl Einrichtungen vor dn Ztx3.ecken wichti
ger Teile ur1 vo der Inbetriebsetzung zur A ahte zu neiden.

3Bei der bnaItte siiI die nachgeführten usfU ru gspläne aus—
zuhänc3.igen.

‘ueier
die Thahrre ist ein kurzes Protokoll auszufertigen.

5Vernachlssigt der Bewilligungsnehrer seine Pflichten urxl
wird dadurch die Kontrolle erschwert, so hat er die daraus
entsteherxlen Ihrkosten zu tragen.

dl1igungehr hat der Gern ei nde nebst den Gebübren*

0 auch die Äuslagen für die. Baukontrolle zu ersetzen.

Art.39

Projekt&- 1J3e wesentliche Aenerung eines bewilligten Projektes be—
deningen darf der vorherigen Zustiitinung der Bewiiligungsbeb5rde.

2Wesentliche eIenmgen sir1 insbesoriere die Verschiebeng
des Starortes von Bauten uri ?½nlagen, Pezxerungen im Peini
gungssysti bei Kläranlagen oder in den Dirrensionierungen der
Zu- urx3. bleiftng, die Veweixung arxeren Bau-, Isolier- urzl



Ausk1eidungnaterials oder aixerer Maschinenteile scMie je
der axxlere auf den Peinigungseff&ct, die Sicherheit oder Kapazität der Anlagen wirksane Projektwechsel.

V. Betrieb urri Unterhalt

Art. 40

Einleitungs—
verbot

die Kanalisation dürfen keine Stoffe eingeleitet werden,
welche die Anlagen besch&3.igen oder die Reinigung in der zentralen Anlage ungünstig beeinflussen können.

2Verboten ist insbesorere die Einleitung von giftigen, infek
tiösen, radioaktiven, feuer— urxi explosionsgefährlichen Stof
fen, von Flüssigkeiten mit starkan Säure-, Alkali- urx Salz
gehalt, oder Teraturen über 3CP C nach Vermischung in der
Leitung, von Gasen uix Dnpfen aller Art, von At»asser mit
übexmssign Cel- oder Fettgehalt, von Stailjauche uixl Silo—saft*, von dickflüssigen uri festen Gegenständen, welche die
Leitungen verstopfen können, wie Sarx, Schutt, Kehricht,
Schlacke, Asche, Lezrpen, Küchen- und Matzgereiabfällen, Kar—
bidschlanTn, Ablagerungen aus Schlanttisarrrnlern, Klärgruben und
Abscheidem, Plastikmaterial, Stri)xpfe usw.

3Küchenabfailzerkleinerer (sog. Kücherrnühlen) sind nicht ge—
)

Haftung für
Schaden

3Die Eigenttter von Anschlussleitungen haften für allen Schaden, den diese infolge fehlerhafter Anlage, Ausführung odermangelhaften Unterhalts verursachen. Insbesondere sind sie
auch ersatzpflichtig für Schäden, die sie durch Nichteinhaltung der Bestlmiiungen dieses Peg1tents verursachen.

2Die Greinde haftet nicht für Schäden, die Anschliessern
oder Dritten durch einen von ihr nicht verschuldeten RUck
stau vati öffentlichen Kanalisationsnetz oder infolge höherer Gewalt entstehen können.

Art. 41
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Prt.42

- Unterhalt und ‘Alle Mlagen zur bleitung und Reinigung der Jässer sind
‘. Reinigung in bau- und betriebstechnischer Hinsicht in guten Zustand zu

erhalten.

2Private Anschlussleitungen sowie alle von Privaten erstell
ten Einrichtungen zur Reinigung oder Unschdlicl-rtiachung der
1bwässer sind von den Eigenttirtern oder BenUtzern zu unterhal
ten und periodisch zu reinigen.

3t)er Gteinderat kann beschliessen, dass private nechanisch—
biologische Kleinklranlagen durch Organe der Gieinde auf
Kosten des Eigentürters zu warten sind, soweit dieser nicht
mit der Lieferfirma Dauervertrge für einen regelmässigen
Unterhalt abgeschlossen hat.

‘ei Srmüs kann der Gteinderat nach erfölgioser Mahnung
den Unterhalt der Abwasseranlagen gegen Ersatz der Kosten an
ordnen. Gegen die Anordnung kann Gieindebeschwerde erhoben
werden.

Ärt.43

Sainteln von Ab-. Wer gewer1nssig Abwasser, Faulschlnne und dergleichen,
wasser, Faul- die in Abwasserreinigungsanlagen verarbeitet werden können,
schlimren einsairrtelt, bedarf einer Bewilligung des WET.

VI. Sanierung der Abwasserverhältnisse

Art. 44

Bereich der öffentlichen und der öffentlichen Zwecken
a) Hausan- dienenden privaten Kanalisationen sind die Hausanschluss

schlüsse leitungen auf Kosten der Eigentter im Zeitp.uikt zu erstel
len oder anzupassen, in welchen die für das Einzugsgebiet



bestirmten Saimlleitungen neu verlegt cx3er abgeindert r
den.

2
Zifel bestirmtt ckr Geicrder4 das Einzugsgebiet ei

ner Leitung nach pflichtgnsseni Ermessen.

3Die zi.mt Anschluss verpflichteten Grundeigentümer haben der
spttestens im Zeitp.mkt der Grabarbeiten für

die Santnelleitung die erforderlichen Projektpliine vorzulegen.
be G,ern r cl e.. macht sie rechtzeitig auf den Baubcginn auf—

merksam.

41m privaten sazilerungsgebiet ordnet die Bauverwaltung die An
schlüsse nach Massgabe des Sanierungsplanes an; bei Dringlich
keit oder auf Geheiss des WE1 ist die Massnah vor der Auf
stellung des kannunalen Sanierungsplanes oder vor den darin
vorgesehenen Fristen zu verfügen.

D. -evc wacht insbesondere über die Einhaltung der
Bestimttungen für private GruppennassnaFrten.

deni Anschluss sind, sofern die Ä1ässer in eine AlMasser—
reinlgiingsanlage eingeleitet rden können, die Einzelkläran—
lagen auszuschalten.

Art.45

5) tiebrige Sa— 1&stelit keine Möglichkeit zmi Anschluss an eine öffentliche
nierung&nass— Ai»iasei:reinigungsanlage, so ordnet d;. (er e:‘-‘äe. geniss
nahTn den‘ Saiii.erungsplan und in EinverneIin mit deni die nach

der Gewisserschutzgesetzgebung vorgeschriebenen Massnahren
an.

Dringlichkeit, insbesondere bei ungenügenden Vorflutver—
• hltnissen, bei Versickerungen sie in Qrundwasser9ebieten

• ist die VerfUgung vor Aufstellung des kannunalen Sanierungs—
planes zu erlassen.

3Gleiche Regeln gelten für bestehende Bauten und Anlagen in—
• nerhaib des KanalisaUonsbereiches, für lche als Uebergangs-

lösung bis zi.mi Anschluss ans Kanalisationenetz geeignete Ein-
zeireinigungsanlagen zu erstellen sind.
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Prt.46

c) Sanierung ‘Bei grösseren privaten Sanienmgsgebieten sowie bei Ferien-
grösseren hauszonen mit sanierungsbedürftigen Geb1en führt die Ge—
Au.asses rreinde im Einvernehxtn mit di 1 von sich aus auf Kosten

der Grurieigenttr die Sanierung (Basiserschliessung urxl
Klran1agen) durch, nn die ordnungsgsse Durchführung
seitens der GrureigentCr nicht gewährleistet ist.

2Desgleichen UbeminTnt sie tinter den genannten Voraussetzungen
den Betrieb uixl Unterhalt der ?nlagen.

Art.47

d) Bewilligung ‚Bei Sanierung&nassnahnn kann die Bewilligungsbehörde die
uni Kontrolle Durchführung des ordentlichen Bewilligungsverfahrens anord

nen, nn ]1n direkter Anschluss an eine zentrale Piasser—
reinigungsanlage n5glich ist.

Ubetwacht sämtliche privaten Sanierungs
nassnahn nach den Vorschriften über die Baukontrolle bei
Gewsserschutzbewilligungen.

den PflichUgen gelten die Vorschriften über die Pflich—
ter des Bewilligungsne1rrrs bei Gewsserschutzbewiiligungen.
D. dia macht ihn darauf aufnrksam.

4Der Eigentuirer trägt die Kosten der Sanierung sowie die amt
lichen Kosten.

VII. 1bgaben

Art.48

Finanzierung Die Finanzierung der öffentlichen 2]»iasseranlagen erfolgt
der A1,iasser- durch die Ginie. Es stehen ihr dafUr zur Verfügung:

en



- die von den BenUtzern der 2‘nlage zu zahlenden eirzra1igen
und wiederkehrenden Gebühren,

— die Leistungen des Staates wxl des Bundes,
— die eigenen Leistungen der GTinde (öffentliche Geb&x!e

iind Anlagen),
— sonstige Zahlungen Dritter.

2Die Erstellungskosten für die Anschlussleitungen der ein‘
zelnen Gebäude und Grundstücke. haben deren Eigenttkrr zu
tragen. Dasselbe gilt für die Anpassung bestehender Haus-
anschlüsse, wenn die bisherige öffentliche Leitung aufge
hoben eder an einen andern Ort verlegt wixd.

3Die Geminde kann Beiträge an private Kanalisationsleitungen
ausrichten; die Gemeindeversammlung erlässt dafür ein beson
deres Beitragsregulativ.

Att49

Grundsatz für 3Die einmaligen und wiederkehrenden Gebühren sind geäss
die Btssung I‘rt. 125 WtG so zu btessen, dass unter Einrechnung be
der Gebühren sonderer Geneinde- und anderer Beiträge mindestens die

Aufwendungen für die Verzinsung und ?bsclireibeng des In
lagekapitals, den Betrieb der zentralen Kläranlage, den
Unterhalt des Kanalisationsnetzes sowie die Schaffung
eines Erneuerungsfonds gedeckt werden.

2Die Mtrtisationsfrist des ?nlagekapitals beträgt höch
stens 33 Jahre.

Art.5o.

Eirrnalige 1 Zur Finanzierung des öffentlichen Kanalisatiofle—
Gehren systems samt Pumpwerken, Regenauslässen u.dgl.
a) Kanalisa— ist für jeden direkten und indirekten Anschluss

tionsebJhr
- eine einmalige Gebühr,

berechnet nach Raurneinheiten, zu bezahlen.
Die Ansätze sind im Gebührentarif festgelegt.

25



1Zur Deckung der bereite entstandenen sowie
der künftigen Kosten der Gemeinde für den
Einkauf in die zentrale Äbwasserreinigungs—
anlage bzw.deren Erstellung und den Haupt—
zuleitungekanal dazu haben die Eigentümer
sämtlicher angeschlossener und anzu —

schliessender Liegensöhaften eine ein
malige ARÄ—Einkaufsgebilhr zu leisten.Die
Gebühr wird anhand der Raumeinheiten be—
rechnet.Die Ansätze sind im Gebührentarif
festgelegt.

2Bei Gebäuden, die bslier über eine aus
reichende Hauekläranlage verfügten, wird
die ARA—Einkaufegeblihr gemäss Gebühren—
tarif herabgesetzt.

Art.51

5) ARA—Gebühr

0

•1
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Art. 52

c) gns Besteht bei Umrechnung auf Einwohnergleichwerte ein Miss—
Eestinmungen verhältnis zwischen den Gebühren und den Abwassermengen, so

hat eine angemessene Herauf— oder Herabsetzung der Gebühren
für die Gebäulichkeiten zu erfolgen.

2
Ferner kann ein angemessener Zuschlag erhoben werden, wenn

die Gemeinde für die Erschliessung eines Gebietes besondere
Aufwendungen (Pumpwerk, eigene Kläranlage u. dgl.) tätigen
muss.

3Bei Umbauten, Abbruch und Wiederaufbau wird die
Einkaufsgebühr neu berechnet, sofern bei der
amtlichen Schatzung eine Vermehrung der Raum —

einheiten festgestellt wurde.Die Differenz
zwischen der bereits bezahlten und der neu er —

rechneten einmaligen Gebühr ist nachzuzahlen.
Bei Brandfall, sowie Abbruch und Wiederauf

bau erfolgt eine Anrechnung der bisher bezahlten
Gebühren nur, wenn innert 5. Jahren mit dem Neu
bau begonnen wird.Induatrie —und Cewerbebe —

triebe haben die Nachzahlung ausserdem bei
Zunahme des durchschnittlichen Abwasseranfalles
zu leisten.

Die Berechnung der neuen Gebühr wird auf dem
zur Zeit der Berechnung gültigen Ansatz pro
Raumeinheit vorgenommen.

4Der Gebührenpflichtige ist verpflichtet,
Meteorwasser ( Dach— und übriges Regenwasser )
getrennt vom Schmutzwasser abzuleiten.Eine
Reduktion des Tarifes ist berücksichtigt,
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Art. 53

- Jährliche Be — ‘Zur Deckung der Betriebskosten des Kana—
nützungegebühr lisationswesens und der zentralen Abwasser—

reinigungsanlage haben die Eigentümer
der Grundstücke, welche der öffentlichen
Kanalisation angeschlossen sind, eine
jährliche Benützungsgebühr zu entrichten.

2Der Einzug und die Änsätzeder jährlich
wiederkehrenden Gebühren werden in einem
besonderen Cebührentarif geregelt.

3aNeue Gebäude,, die cer Wasserversorgung
angeschlossen sind, werden nach dem
Frischwasserverbrauch berechnet.

3b
Beitragopflichtige, deren Liegenschaften
nicht oder nur zum Teil an die öffentliche

• Wasserversorgung angeschlossen sind und
die anderweitig bezogenes Wasser ( privates
Grund— und Quellwasser ) in die öffent
liche Kanalisation ableiten, können
auf eigene Kosten Wassermesseinrichtungen
unter Aufsicht der Wasserkommission
einbauen.Die Ablesung der Wassermesser
erfolgt auf Kosten der Gemeinde.
Wird keine Wassermesseinrichtung singe —

• baut, so wird der Tarif nach Raum —

• einheiten berechnet.

4Ausgesprochenen Härtefällen kann der
Gemeinderat auf Gesuch hin Ermässigung
gewähren.



5Bei besonders grosser Verschmutzung der Ab —

wässer beschliesst der Gemeinderat einen
angemessenen Zuschlag.

6Sofern bei Industrie— und Gewerbebetrieben ein
wesentlicher Teil ( mindestens 25% ) des
bezogenen Frischwassers nicht in die Schmutz—
wasserkanalisation eingeleitet wird, erfolgt
unter Berücksichtigung der tatsächlich ein
geleiteten Abwassermengen eine angemessene
Reduktion der Gebühr ( zB.Gärtnereien,.
Kühlwasser mit direkter Ableitung in ein
Gewässer u.dgl.).Der erforderliche Nachweis
ist vom Abwassererzeuger zu erbringen.
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Art. 54

Fähigkeiten ‘Die einmalige Kanalisationsgebühr wird fI1ig auf den Zeit—

und Verzugs- nkt des Kanalisationsanschlusses; zur Vorfinanzierung von
zins Neu- oder Erweiterungsbauten kann die Griix1e in voraus

GeigentUrrrbeiträge nach den Vorschriften über die Grund
eigentümarbeiträge an die Strassenbaukosten erheben. Diese
sind an die einmaligen KanalisaUonsgebühren bis zur Höhe
der letzteren anrechenbar. Vorbehalten bleiben die Bestiin—
rrnmgen der Baugesetzgebung über die Tragung der Kosten der
Detailerschliessung.

2Die einmalige ARA-Gebühr wird fällig mit der Inbetriebnahme
der zentralen Abwasserreinigungsanlage und dem Anschluss
an sie, Zur Vorfinanzierung kann die Gemeinde die Gebühr von
allen innerhalb des GKP—Perimeters befindlichen anschluss—
pflichtigen Gebäuden und Parzellen sowie von den im öffent
lichen Sanierungsgebiet gelegenen, anschlusspflichtigen

• Liegenschaften zur Deckung bisheriger und laufender Ausgaben
für die ARA, ratenweise vorbeziehen die Anordnung erfolgt
durch den Gemeinderat.

bereits angeschlossene Liegenschaften sind die emma-
• ligen Gebühren innert z3lf rnaten seit Inkrafttreten der

reglntarischen Bestirmtungen zu bezahlen. Der Giix1erat
ist ermächtigt, die Zahlungsfristen angssen zu erstrecken

oder die ratenweise Abzahlung zu gewähren.

4Die Benützungsgebühr wird jeweils am 30. Juni fällig und ist
innert 30 Tagen seit Rechnungsstellung zu bezahlen.

5Nach Ablauf von 30 Tagen seit der Pechnungsstellung durch
die Giinde wird ein Verzugszins in der Höhe des Zinses
der Kantonalbank für 1. Hypotheken geschuldet.

Ärt.55

Gebühren- ‚Die Einkaufsgebühr schuldet, wer im Zeitpnkt der Fählig
pfhichUge keit Eigenttlirer bzw. Miteigentünr des angeschlössenen Gr‘..Ind
Schuldner stückes oder Gebäixles war. Unter Vorbehalt der bindesreclitli

chen BesUmtngen über die Zwangsverwertung von GrundstüCkefl*

schulden überdies alle Nacherwerber die im Zeitp.nkt ihres
Liegenschaftserwerbs noch ausstehenden Gebühren, wDbei ihnen
das RQckgriffsreclit gegenüber d Vorbesitzer gewahrt bleibt.
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2Die Benfltzungsgebtlhren schulden die jeiligen Eigenttr
der Liegenschaft.

Art. 56

Grundpfand- Die GneirxIe geniesst für ihre fälligen Forderungen auf ein—recht der maligen Gebühren ein gesetzliches Grundpfandrecht auf der anGirx1e geschlossenen Liegenschaft giiäss Art. 109 Ziff. 6 B3 ZnZGB.*

VIII. Straf- und Schlussbesttnrnungen

Art.57

Widerhandlungen 1aderhandlungen gegen das vorliegende Reglnt sowie gegengegen das Regie— die gestützt darauf erlassenen Verfügungen werden mit Bussennt bis Fr. 1 ‘XO. — im Einzelfall bestraft, bei das Dekret
über das Busseneröffnungsverfahren in den Greinden Anwen
dung findet.

2Vorbehalten bleibt die Anwendung der kantonalen cxier eidge
nössischen Strafbesti.nmmgen.

Art.58

tscheid bei 1Gegen Verfügungen der G-fl&td kann innert 30 Tagen abStreitigkeiten Eingang schriftliche Einsprache beim Gareinderat erhoben wer
den.

2
übrigen rden Streitigkeiten über die sich aus diesenPeglaTent ergebenden Verpflichtungen durch die nach dn Gesetz über die Verwaltungsrechtspflege vaii 22. Oktober 1961zust&xiigen Verwaltungsjustizbehörden beurteilt. Insbesaxleresind bestrittene Gebührenforderungen von der Gtinde durchKlage beim Regierungsstatthalter geltend zu machen.
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Art. 59

Inkrafttreten 1Das Reglement tritt rückwirkend auf den 1. Januar 1985 in Kraft.
urx3 ?.npassunj

di Inkrafttreten werden alle ii Widerspruch steheien

früheren Vorschriften aufgehoben.

Insbesondere wird aufgehoben: •

3Der Ginderat bestlnint, innert welcher Frist besteherxie

Anlagen den EestinTnungen dieses Peglnts anzupassen sind.
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So beraten ui-Kl angenoimn durch die Ein hnexrreinever
sanTnlung in

3538 Röthenbach im Emmental

Der Präsident:

Nan-ns des Giiix1erates‘

Der GTindeschreiber:

Der unterzeichnete Gemeindeschreiber bescheinigt, dass das
Reglement 20 Tage vor sowie 20 Tage nach der beschlussfassenden
Gemeindeversamrnlung öffentlich aufgelegt worden ist, Die
Auflage wurde am ‚9...Maj..l85. unter Hinweis auf die
Einsprachemöglichkeit publiziert.

Einsprachen:

‚ den .9..SejtruLe,.r 19.85

Der Gneineschreiber:

CNEHM1G[
Bern, den 1 7. SEP. 1985

Direktk)fl für Verkehr,

Energie und Wasser

Der D

DeposiUonszeugnis
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